Inklusionsforschertagung 2012 in Bayern

Etwa 150 pädagogische Wissenschaftler (Professoren aus verschiedenen Hochschulen, wissenschaftliche Mitarbeiter und Doktoranden) aus ganz Deutschland trafen sich zur diesjährigen Inklusionsforschertagung Anfang März in Wartaweill am Ammersee in Bayern. Das Netzwerk Inklusion Bayern war bei der Tagung durch Christine Primbs vertreten. In verschiedenen wissenschaftlichen Vorträgen wurden am Mittwoch und Donnerstag aktuelle Fragen der Inklusionsentwicklung in zahlreichen Arbeitsgruppen vorgestellt und diskutiert. 

So war unter anderem die Lehrerfortbildung in Deutschland ein großes Thema. Prof. Merz-Atalik aus Ludwigsburg ist Mitglied eines Beratungsgremiums der EU-Kommission und des EU-Rates, in der gemeinsame Leitlinien für eine inklusionsorientierte Lehrerbildung in Europa festgelegt werden sollen. Neben Wissen und Fähigkeiten sollen neu auch Haltun-

gen wie Wertschätzung der Heterogenität und Diversität, Unterstützung aller Lernenden, Teamarbeit, lebenslanges Lernen und notwendige Kompetenzen beschrieben werden. Diese Leitlinien sollen auch Eingang in die Lehramtsstudiengänge in Deutschland finden.

Diskutiert wurden verschiedene Neuerungen in Studiengängen in Deutschland. So könne man in Hildesheim vier Semester berufsbegleitend Inklusive Pädagogik studieren. In Bielefeld wird ein Masterstudium der integrierten Sonderpädagogik angeboten, in dem  eigene Module für die Themen "Umgang mit Heterogenität" und "individuelle Förderung"

und damit eine hohe Gewichtung dieser Themen eingeführt wurden. Weitere Fortschritte in der Lehrerausbildung gibt es in Bremen. 

In der Lehrerfortbildung ist das Problem, dass Weiterbildungszertifikate in Deutschland keine besoldungsrechtlichen Auswirkungen haben. In Hessen müssen die Lehrer aber zumindest eine gewisse Anzahl von Fortbildungspunkten erfüllen können.Es setze sich auch zunehmend die Erkenntnis durch, dass der Fokus von einer Fortbildung einzelner Lehrer weg und stärker darauf gelegt werden muss, mit einem ganzen Lehrerkollegium zu arbeiten (Inklusionsindex). 

In der Diskussion, wie sich die sonderpädagogische Ausbildung ändern muss, setzt sich die Position durch, dass das grundständige Sonderpädagogikstudium aufgegeben werden muss zugunsten eines allgemeinen pädagogischen Studiums für alle Lehrer, in dem sonderpädagogische Kompetenzen enthalten sein müssen, da in Zukunft auch alle Lehrer an den allgemeinbildenden Schulen bereits sonderpädagogische Kompetenzen mitbringen müssen. Im Anschluss an das Grundstudium sollten Weiterbildungsmodule zu speziellen sonderpädadogischen Kompetenzen belegt werden können. Ein Sonderpädagoge als Zweitlehrkraft in jeder Klasse wird nicht mehr notwendig sein, ein  Zweipädagogensystem müsse sich aber durchsetzen. Dabei habe der Klassenlehrer die Aufgabe, den Unterricht nach dem Lehrplan zu gestalten, der zweite Pädagoge im Klassenzimmer richtet dagegen sein Hauptaugenmerk auf die einzelnen Kinder. Eine gute Beobachtung und Wahrneh-

mung der individuelle Lernprozesse der Kinder sei die wichtigste Qualifikation des Lehrers.

Die Rolle des Schulbegleiters wurde ebenfalls intensiv diskutiert. Dr. Dworschak von der LMU München hat zum Einsatz von Schulbegleitern eine Studie (link auf die Studie) erstellt. In Berlin und Nordrhein-Westfalen haben sich Trägerlösungen für die Schulbeglei-ter entwickelt. Schulbegleiter dürften nicht ausschließlich einzelfallorientiert arbeiten, da dadurch das Kind stigmatisiert werde, sondern es muss erreicht werden, dass Schulbe- gleiter gruppenorientiert arbeiten. Christine Primbs fragte, ob der Anspruch, dass z.B. ein geistig behindertes Kind immer mit der Klasse lernzieldifferent am gleichen Unterrichts-gegenstand wie alle anderen arbeitet, in der Praxis eingelöst werden kann. Prof. Schöler aus Berlin erläuterte die Grundsätze, dass nicht vom Stundenplan her schon geplant wer-den dürfe, zu welchen Stunden z.B. ein  geistig behindertes Kind mit dem Schulbegleiter das Klassenzimmer verlassen müsse. Dies müsse sich vielmehr spontan aus dem Unter-richt heraus ergeben. Das Ergebnis dessen, was das Kind innerhalb und außerhalb des Klassenzimmers erarbeitet, muss wieder in die Gruppe eingebracht werden können. Au-ßerdem sollte das einzelne behinderte Kind nie alleine mit dem Schulbegleiter das Klas-senzimmer verlassen, sondern immer mit ein oder mehr anderen Kindern zusammen.

(link auf die Aufsätze von Prof. Schöler)

Zur abschließenden Podiumsdiskussion der Inklusionsforschertagung zur Umsetzung der UN-Konvention im Bildungsbereich in verschiedenen Bundesländern vertrat Georg Eisenreich, bildungspolitischer Sprecher der CSU und Vorsitzender der interfraktionellen Arbeitsgruppe im bayerischen Landtag und Prof. Ulrich Heimlich, LMU München den Freistaat Bayern, Prof. Kerstin Merz-Atalik, Mitglied in der Expertenkommission für die Weiterentwicklung der sonderpädagogischen Förderung das Bundesland Baden-Württem-

berg und Prof. Dr. Roland Merten, Staatssekretär im Bildungsministerium das Bundesland Thüringen. 

Herr Eisenreich sprach davon, dass alle Parteien dem gemeinsamen Gesetzentwurf der interfraktionellen Arbeitsgruppe in Bayern als Sternstunde des Parlaments angesehen haben, wenngleich man sich bewusst sei, dass es ein erster Schritt sei. Eisenreich bat um Verständnis, dass man bei diesem Thema nur im Konsens vorgehen könne: "Wenn Sie alle Verbände gegen sich aufbringen und die Hälfte des Landes auf die Palme bringen, dauert es Jahre, bis sie diese wieder auf den Boden bringen." Prof. Heimlich zeigte Broschüren des bayerischen Kultusministeriums, die tausendfach unter Lehrern unter Eltern verteilt wurden und zeigen, dass man sehr wohl an einem Bewusstseinswandel arbeite. Es sei Konsens, dass Bayern inklusiv werden soll, aber es wird Jahre dauern, bis das in der Praxis umgesetzt ist. Prof. Heimlich ist auch im "Lehrplan plus"-Beirat. Inklusion solle in Bayern in alle Lehrpläne Eingang finden, auch in die des Gymnasiums, er erwähn-

te als Beispiel das Gymnasium Grafing, wo Gymnasiasten mit geistig behinderten Kindern zusammen lernen. Man müsse bedenken, dass es 7-8 Jahre dauert, bis Änderungen in der Lehrerausbildung in der Praxis ankommen. 

Der wissenschaftliche Beirat, der vom Landtag eingesetzt wurde (außer ihm mit Prof. Fischer und Prof. Lelgemann von der Uni Würzburg und Prof. Kalgert von der Uni München) werde sich die Profilschulen anschauen. Einen Auftrag zur wissenschaftlichen Begleituntersuchung gibt es allerdings nicht. Prof. Heimlich sieht Inklusion als Schulent-wicklungsprozess und keinen Widerspruch zwischen sonderpädagogischer Förderung und "inclusive education". Es gehe nicht um Schulstrukturfragen wenngleich ihm bewusst ist, dass das selektive Schulsystem zu sozialen Verwerfungen führt, sondern um Qualitäts-fragen. Bei der Frage nach der Zukunft der Förderschulen muss man sehen, dass in Bayern über 50% der Förderschulen in privater Trägerschaft sind. Die Standorte sollten umgewandelt werden in Kompetenzzentren möglicherweise irgendwann ohne Schüler. Da Bayern ein Flächenstaat ist, ist der Mobile sonderpädagogische Dienst auch in Zukunft nötig in den den Förderbereichen Hören, Sehen und beim körperlich-motorischen Förder-schwerpunkt. Es gebe keine Bestandsgarantie für Förderschulen. Es gebe in Bayern bereits ein faktisches Elternwahlrecht. 

Prof. Merz-Atalik spricht von unbefriedigenden Erfahrungen im Expertenrat in Baden Württemberg, der vorrangig aus Mitarbeitern der Ministerien, Vertretern von Behinderten- und Elternverbänden und nur wenigen freien Wissenschaftlern zusammengesetzt sei. Nach wie vor nehmen die Zahlen der Kinder in den Förderschulen zu. Die Stundenzahl des SD habe sich nochmal von 0,36 auf 0,31 Wochenstunden pro Kind verringert. Es gibt im Schulgesetz Baden Württembergs keinen Rechtsanspruch für Kinder auf einen inklusiven Schulplatz. Sie kritisierte auch die die Aussenklassenkonzepte und die inklusiven Bildungsangebote in den Schwerpunktregionen in Baden Württemberg, die nicht mal 3% der Kinder erfassen. Man müsse nicht mehr nachweisen, "ob" Inklusion geht,  dafür gab es viele Jahre Modellschulen. Stattdessen habe man nun Schwerpunktregionen eingeführt, die damit legitimiert werden, dass man noch nachweisen müsse, "wie" es geht. Immerhin haben sich in den Schwerpunktregionen bereits etwa ein Drittel der Eltern für die Inklusion ihres Kindes entschieden. Die neue rot-grüne Regierung ist seit einem Jahr im Amt, nun müsse man sehen, wie es weitergeht.

Staatssekretär Prof. Dr. Merten aus Thüringen sprach von einem Kulturkampf. In Thürin-

gen werden Gemeinschaftsschulen nur noch mit einem reformpädagogischen und inklu-

siven Unterrichtskonzept genehmigt. Gesellschaftlich sind wir seiner Meinung nach mei-lenweit davon entfernt, dass wir Heterogenität als Bereicherung und Chance verstehen. 

Seit 2004 gibt es in Thüringen den Rechtsanspruch auf gemeinsamen Unterricht, aller-dings wird noch geprüft, ob dieser möglich ist. Zur Frage nach der Zukunft der Förderschu-

len meinte Prof. Merten, dass die Schulstrukurfrage wichtig sei, denn wenn man heute in irgendeinem Gebäude eine Sonderschule einrichte, würde morgen die Quote von Kinder mit dem jeweiligen Förderschwerpunkt in dem Einzugsgebiet dieser Sonderschule signi-

fikant ansteigen. In Thüringen haben 29% der Regelschulen weniger als eine halbe Sonderpädagogenstelle, 30% mehr als eine halbe Stelle. 24% haben eine Sonderpäda-gigenvollzeitstelle, 8% sogar zwei Vollzeitstellen. Trotzdem werde immer noch mehr ge-

fordert. Das sei aber nicht die Lösung, vielmehr brauche man die Fortbildung für alle Lehrer. 

Prof. Merz-Atalik monierte, dass 30 Jahre Forschung in Deutschland zur Inklusion nicht realisiert wird und kritisierte MdL Eisenreich und Prof. Heimlich, die davon gesprochen hatten, dass man darauf achten müsse, dass durch die Inklusion nicht die Förderqualität verloren gehe: "Womit belegen Sie eigentlich die Förderqualität an Sonderschulen?" Die Förderschulen in Deutschland sind beim Pisatest nicht einbezogen worden. Prof. Merten stellte fest, dass mit dem Argument "Durch die Inklusion darf die Förderqualität nicht abnehmen" versucht wird, die Inklusion zu unterdrücken. Prof. Heimlich bestätigte, dass die gesamte internationale Forschung beweise, dass inklusive Schulen in der Qualität besser als Förderschulen sind. Leider gebe es aber in Bayern keine wissenschaftliche Begleitforschung. Auf dem Verordnungsweg passiere aber zu wenig, die "top down"-Strategie bringe bei der Inklusion nichts, vielmehr müsse sich die Inklusion von unten her durchsetzen. Bei diesem Prozess sehe er die Eltern als kompetente Gesprächspartner an. 

Wissenschaftler aus dem Publikum monierten, dass neben der "bottom up"-Stragie sehr wohl auch eine klare Ansage von oben notwendig sei.

Prof. Schöler kritisierte in der Diskussion die völlig unzureichend Möglichkeit, max. 20% Kinder ohne Förderbedarf in den Förderschulen mit Regelschullehrplan aufzunehmen. So könne sich keine Förderschule zu einer inklusiven Schule weiterentwickeln. Prof. Heimlich bestätigte, dass man über diese Frage mit den Förderschulträgern im Austausch sei, aber hier gehe es um eine finanzielle Frage.

Christine Primbs kritisierte die bayerische Politik als unverantwortlich. Vor kurzem habe sich in Nürnberg das Netzwerk Inklusion Bayern gegründet, bei der Versammlung haben duzende Eltern von untragbaren Zuständen bei der Einschulung ihrer Kinder in die Regelschule berichtet trotz Gesetzesänderung in Bayern. Es gibt in Bayern nach wie vor kein Konzept für die Bereitstellung der angemessenen Vorkehrungen. Der Streit zwischen Kommunen, Bezirk, Jugendamt und Kultusministerium werde auf dem Rücken der Kinder und Eltern ausgetragen. Für die einzelintegrierten Kinder werde finanziell nur etwa die Hälfte dessen eingesetzt, was eingesetzt würde, wenn das gleiche Kind in die Förderschule gehen würde. Die Schulbegleiter dürften nicht gruppenorientiert arbeiten, was zur Stigmatisierung der Kinder führt. Der MSD wird völlig ineffektiv eingesetzt.  Niemand stört sich daran, wenn Lehrer das behinderte Kinder mit dem Schulbegleiter stundenlang vor die Klassenzimmertüre setzt, es scheint auch niemand etwa dabei zu finden, wenn die Kinder mittags aus der inklusiven Schule geholt werden und nachmittags zu völlig anderen Kindern in heilpädagogische Tagesstätte gefahren werden, Hauptsache die Kasse der Wohlfahrtsverbände stimmt. MSD und staatliche Stelle würden außerdem weiterhin mehr oder weniger subtil den Eltern zur Aussonderung ihres Kindes raten. 

Prof. Heimlich verwies auf die ebenfalls anwesende bayerische Behindertenbeauftragte, mit der man an einer Weiterentwicklung des Schulbegleiterinstruments arbeite und lud nach der Diskussion das Netzwerk Inklusion Bayern zu einer Sitzung des wissenschaft-lichen Beirats ein.

Von Moderatorin Alina Fuchs nach den Visionen befragt, wo wir in 10 Jahren stehen sollten, antwortete MdL Eisenreich, dass er hoffe, dass man in 10 Jahren keine Überzeu-gungsarbeit mehr leisten müsse, Prof. Heimlich hofft auf eine Inklusionsquote von über 50% in Bayern,  Prof. Merten von einer Angleichung der Inklusionsquote in Thüringen an den OECD-Durchschnitt. 

